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Wahl und Abberufung der Mitglieder der 
gesellschaftlichen Gerichte

§ 6

(1) Die Mitglieder der Konfliktkommissionen werden 
auf Vorschlag der Betriebsgewerkschaftsleitungen von 
den Betriebsangehörigen für die Dauer von zwei Jah­
ren gewählt.

(2) Die Mitglieder der Schiedskommissionen werden 
in den Wohngebieten der Städte oder in den Gemein­
den auf Vorschlag der Ausschüsse der Nationalen Front 
von den zuständigen örtlichen Volksvertretungen, in 
Produktionsgenossenschaften auf Vorschlag ihrer Vor­
stände von den Mitgliedern für die Dauer von vier Jah­
ren gewählt.

§7
(1) Die Mitglieder gesellschaftlicher Gerichte sollen 

Bürger sein, die in ihrer Arbeit sowie in ihrem gesell­
schaftlichen und persönlichen Verhalten Vorbild sind 
und Achtung und Vertrauen der Bürger besitzen. Sie 
können gewählt werden, wenn sie am Wahltage das 
18. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte sind 
den Bürgern ihres Tätigkeitsbereiches verantwortlich 
und berichten ihnen über die Erfüllung der mit der 
Wahl übernommenen Aufgaben.

(3) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte kön-* 
nen von den Volksvertretungen, die sie gewählt haben, 
und in den Betrieben und Genossenschaften von ihren 
Wählern abberufen werden, wenn sie gegen die Verfas­
sung oder die Gesetze verstoßen oder sonst ihre Pflich­
ten gröblich verletzen.

Zuständigkeit der gesellschaftlichen Gerichte
§ 8

(1) Die gesellschaftlichen Gerichte behandeln
— Arbeitsrechtssachen,
— Vergehen, bei denen die gesetzlichen Voraussetzun­

gen der Übergabe vorliegen,
— Verfehlungen,
— Ordnungswidrigkeiten, bei denen die gesetzlichen 

Voraussetzungen der Übergabe vorliegen,
— Verletzungen der Schulpflicht,
— arbeitsscheues Verhalten,
— einfache zivilrechtliche und andere Rechtsstreitig­

keiten.
(2) Für die Behandlung von Arbeitsrechtssachen sind 

die Konfliktkommissionen, für die Behandlung arbeits­
scheuen Verhaltens die Schiedskommissionen zuständig.

(3) Die gesellschaftlichen Gerichte behandeln weitere 
Rechtsstreitigkeiten und Rechtsverletzungen, wenn ihnen 
solche Aufgaben durch gesetzliche Bestimmungen über­
tragen werden.

§9
(1) Die Konfliktkommissionen sind für die Beratung 

und Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Arbeits­
rechtsverhältnis zwischen dem Werktätigen und dem 
Betrieb zuständig. Sie sind auch für die Beratung und 
Entscheidung anderer Rechtsstreitigkeiten und Rechts­
verletzungen zuständig, wenn der Antragsgegner oder 
der beschuldigte Bürger Angehöriger des Betriebes ist.

(2) Die Schiedskommissionen sind für die Beratung 
zuständig, wenn ddr Antragsgegner oder der beschul­
digte Bürger in ihrem Tätigkeitsbereich wohnt oder 
arbeitet. Wohnt nur der Antragsteller in ihrem Tätig­
keitsbereich, können sie tätig werden, wenn das 
Schwergewicht des Konflikts in ihrem Bereich liegt und 
bei Durchführung der Beratung mit keinen erheb­
lichen Auslagen zu rechnen ist.

Arbeitsweise der gesellschaftlichen Gerichte
§10

(1) Die gesellschaftlichen Gerichte werden auf Grund 
eines Antrages oder einer Übergabeentscheidung tätig.

(2) Die Beratungen der gesellschaftlichen Gerichte 
sind öffentlich.

(3) Jeder Teilnehmer der Beratung hat das Recht, an 
ihrer Durchführung mitzuwirken. Die gesellschaftlichen 
Gerichte haben die Beratungen so zu führen, daß dieses 
Recht voll wahrgenommen werden kann.

(4) Die gesellschaftlichen Gerichte stellen allseitig 
und unvoreingenommen die Wahrheit fest. Sie beraten 
und entscheiden als Kollektivorgan über den geltend 
gemachten Anspruch oder darüber, ob der Bürger eine 
Rechtsverletzung begangen hat.

(5) Der betroffene Bürger ist verpflichtet, vor den ge­
sellschaftlichen Gerichten selbst aufzutreten. Er ist be­
rechtigt, sich insbesondere durch die Gewerkschaft, die 
Rechtsauskunftstellen der Kreisgerichte sowie durch 
Rechtsanwälte rechtlich beraten zu lassen.

§11
(1) Die gesellschaftlichen Gerichte wirken durch kame­

radschaftliche und kritische Auseinandersetzungen er­
zieherisch auf die Bürger ein und tragen durch ihre 
gesamte Tätigkeit zur Entwicklung des sozialistischen 
Staats- und Rechtsbewußtseins bei.

(2) Die gesellschaftlichen Gerichte können im Ergebnis 
ihrer Beratungen vom Gesetz bestimmte Erziehungs­
maßnahmen festlegen.

§12

(1) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte 
unterstützen mit ihren Erfahrungen die Leiter der Be­
triebe, der staatlichen Organe und Einrichtungen, die 
Vorstände der Genossenschaften und die Leitungen von 
gesellschaftlichen Organisationen bei der Erziehung der 
Bürger zur Unduldsamkeit gegenüber Verletzungen der 
sozialistischen Gesetzlichkeit und Disziplin, um Straf­
taten und anderen Rechtsverletzungen sowie Rechts­
streitigkeiten vorzubeugen und auf die Vervollkomm­
nung der Leitungstätigkeit und Erziehungsarbeit hinzu­
wirken.

(2) Die Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte wir­
ken bei ihrer Tätigkeit Verhaltensweisen von Bürgern 
entgegen, aus denen Rechtsverletzungen entstehen kön­
nen.

§ 13
Überprüfung der Entscheidungen

(1) Gegen Entscheidungen der gesellschaftlichen Ge­
richte ist der Einspruch zulässig. Über Einsprüche ent­
scheiden die Kreisgerichte.

(2) Die Entscheidungen der gesellschaftlichen Ge­
richte dürfen nur unter den gesetzlichen Voraussetzun-


